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Klägerin und Revisionsbeklagto‚

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 4° Dezember 1958

für Recht erkannt;

Die Revisionen des beklagten Versicherungsamts

der Stadt Düsseldorf und des beigeledenen Ar—

beits— und Sozielminieters äes Landes Nordrhein—

westfelen gegen das Urteil des Landessozielge—

richte Nordrhein«■estfalen vom 30 Dezember 1957
‘werden zwrückgewiesenok

Die Beteiligten haben einander Kosten des Revi—

sionsverfahrens nicht zu erstatten„ '
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Die klagende Ortskrankenkesse hatte ihren Angestellten in

den Jahren 1948 bis 1953 Weihnachtszuwendungen gewährt° Auch
diejenigen Angestellten, für deren Dienstverhältnis die

Dienstordnung der Klägerin —nach dem Muster der Erlasse des
Reichsarbeitsministers vom 27° September 1940 (AN. 1940 S" II

348) und vom zu April 1942 (mes° 11 244) —galt (DO.—Angem
stellte), hatten diese Zuwendungen erhalten° In den fragli-

chen Jahren waren auch den unmittelbaren und mittelbaren Lan—
desbeamten in Nordrhein—Westfalen Weihnachtszuwendungen ge—

währt worden„

Im Jahre 1954 waren Weihnachtszuwendungen für die Beamten

des Landes Nordrhein—Westfalen nicht vorgesehen° Deshalb wiee

der Arbeits— und Sozialminieter des Landes Nordrhein—West—

falen in einem Erlaß vom 22° November 1954 die landesunmittel—

baren Sozialversicherungsträger, deren Verbände, die Auf—

sichtsbehörden der Krankenkassen und das Oberversicherungs—

amt (OVA„) Nordrhein—Westfalen auf folgendes hin: Die der
Landesaufsicht unterstehenden Körperschaften des öffentli—

chen Rechts müßten nach @ 23 Landesbesoldungsgesetz (LBesG)

vom 90 Juni 1954 (GVN‘J‘°S. 162) die "übrigen Geldbezüge"
ihrer Beamten und damit auch die Weihnachtszuwendungen nach

den für Landesbeamte geltenden Vorschriften regeln° Für die
Doc—Angestellten ergebe sich die gleiche Rechtslage aus 5 5

Muster—30° Falle die Selbstverwaltungsorgane der Sozialver—
sicherungsträger dies nicht beachteten, könnten sie zur Ver—

antwortung gezogen werden„ Der Erleß gelte für die Versiche-

rungsämter und für des OVA° als Weisung im Sinne des @30-
Reichsversicherungsordnung (RVO)„

Diesen Erlaß Schickte‘öaa bellagte.Versicherungsamt (VA‚)

mit Verfügung vom 25° November 1954 zur Beachtung an die
Klägerin, nachdem es schon mit Verfügung'vom 23. November

1954 von sich aus den Beschluß des Vorstands der Klägerin

vom 15° November 1954 über die Gewährung eines Weihnachts—

„..3„JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


geldés insofern als rechtswidrig beanstandet hatte, als

dieser Beschluß sich auf Do.—Angestellte bezoga

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin beim Sozialgericht

(SG„) Düsseldorf Anfechtungeklage erheben° Das SG„ hatte ur—
sprünglich den Arbeitse und Sozialminister nach 5 75 Abso 2

Sozielgerichtegesetz (SGG) beigeleden, in der mündlichen Ver—

handlung aber den Beschluß 5efaßta
_

"Die Einbeziehung des bisher heigelädenen Arbeits—

und Sozialministers des Landes Nordrhein—Westfalen

in die Position des Hitbeklegten wird zugelasseno“

Durch Urteil von 9° Juli 1956 hat das SG° die Klage abgewie—

sen„

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung beim Landes—

sozialgericht (LSG„) Nordrhein—Westfalen eingelegtc In der

mündlichen Verhandlung vor dem LSG„ hat sie die Klage gegen

den Arbeite— und Sozialminister des Landes Nordrhein—“est—

felen zurückgenommena Das LSG° erließ daraufhin f015enden Be—

sehlußa

"Der Herr Arbeits— und Sozialminister des Landes

Nordrhein—Westfalen wird zu diesem Rechtsstreit

beigeleden„"

Durch Urteil vom 3° Dezember 1957 hat das LSG° das Urteil

des SG° und die angefochtene Aufsichtsenordnung aufgehoben;
die Revision hat es zugelassen„

Gegen dieses Urteil haben das beklagte VAG und der beigele—

dene Arbeite— und Sozielminister des Landes Nordrhein—West—

falen Revision eingelegt mit dem Antrag‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Be—

rufung der Klägerin zurückzuweiseno

Beide Revieionen wurden wie folgt begründet:

Der beigeladene Arbeits— und Sozielninister sei nur nach
5 75 Abs° 1 SGG beigeladcn, obwohl ein Fall der notwendigen

Beiladung gegeben gew een sei° Die Entscheidung über die
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Rechtmässigkeit der angefochtenen Aufsichtsenordnung des

VA, greife unmittelbar in die Rechtssphäre des Beigeladenen

“ein, da des VA„ nach 5 30 Abs° 2 Satz 1 EVO gehalten gewesen
Sei, die zur Frage der Weihnachtszuwendungen ergengene Wei—

sung des Beigeladenen durchzuführen° In sachlich—rechtlicher

Beziehung habe das LSGO zu Unrecht die Klägerin für berech—

tigt gehalten, auf Grund der Verordnung über die Gewährung

von heihnechtszuwendungen im öffentlichen Dienst und an Sol—

daten der Wehrmacht vom 16, Dezember 1939 ( BGBl° 1 5° 2425)

« VO 1939 — Weihnachtszuwendungen an Dooenndestellte zu ge—
währeno Die VO 1939 sei bevölkerungspolitische Maßnahme im

Sinne des nationalsozialistischen Regimes und Lohnstopregelung

'gewesen und deshalb nach 1945 außer Kraft getreten, — abge—

sehen devon, daß sie für den Bereich des Angestelltenrechts

durch die tarifliche Entwicklung und für den Bereich des Be—

amtenrechts durch die Gesetzgebung im Bunde und im Lande Nord»

rhein—Westfalen gegenstandslos geworden sei, Selbst wenn man

aber die VO 1939 noch als gültig ensehe, so könne sie nicht

als Grundlage für Weihnachtszuwendungen an Do,—Angestellte

angesehen werden; denn für Do.—Angestellte könnten solche Zu—

wendungen nur dann gewährt werden, wenn sie in der Dienstord—

nung vorgesehen seien, Auch durch vorbehaltlosc Gewährung

von %eihnachtszuwendunéen in früheren Jahren könne, wie 5 357

Abs° 3 EVO zeige, ein Anspruch auf Weihnachtszuwendungen ent—

gegen der Diensterdnun; nicht begründet werden°

Die Klägerin hat beantragt,

die Revieionen des Beklagten und des Beigeladenen

zurückzuweisen„

Sie ist der Auffassung, daß die Beiledung des Arbeits— und

Sozialministers für das Land Nordrhein—Westfalen nicht als

notwendige Beiladung (@ 75 Äbs° 2 SGG) zu beurteilen sei, da

die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Auf—

sichtsanordnung zwar im Zusammenhang mit der vom beigeladenen

Minister an die Versicherungsämter erteilten allgemeinen Wei—

sung stünde, in<1iese Rechtsbeziehung zwischen Minister und

VA, aber durch die Entscheidung über die Aufsichtsanordnung
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nicht eingegriffen würde„ Die Klägerin hält daran fest9 daß
die angefochtene Aufsichtsanerdnung rechtswidrig sei„ Es sei

nicht notwendig, daß die Dienstordnung die Dienstbezüge der

DOo—Angestellten erschöpfend regele; des gelte nur für lau—

fende Dienstbezügeo Einmalige Zuwendungen wie Weihnachtsgra—

tifikationen‚ die in dem von der Vertreterversemmlun; be—

schlossenen Voranschleg der Kasse bereitgestellt seien„ könn—

ten vom Vorstand der Kasse auch ohne Grundlage in der Dienst—

ordnung bewilligt werden,

II

Beide Revisionen sind zulässig„ Auch die Zulässigkeit der Re—

vision des beigeladenen Arbeiten und Seziulministers des Lan—

des Nordrhein"Westfnlen (im folgenden mit “Arbeitsminister”

bezeichnet) unterliegt keinen Bedenkeno Hierbei kann dahinge—

stellt bleiben, ob die Beiladung des Arbeitsministers notwen—

dig war (@ 75 Abs° 2 SGG)o Selbst wenn er nur als "einfach
Beigeladener" im Sinne des 5 75 Abs° 1 Satz 1 SGGam Verfah—

ren beteiligt wäre, müßte seine Revision als zulässig angese—
hen werden„ wie der erkennende Senat in dem am gleichen Tage ent—

schiedenen Rechtsstreit 3 RK 7/58 näher dargelegt hat, kann

auch der einfach Beigeledene Rechtsmittel einlegen, allerdings

unter Beachtung der einech*änkenden Vorschrift des 5 75 Abs„ 4
Satz 2 SGG, wonach er keine abweichenden Sachanträge stellen

derfg

Die Revisibnen sind jedoch nicht begründet. tie in dem bereits

angeführten Urteil des Senats vom gleichen Tage (3 BK 7/58)

näher begründet ist, sind die Aufsichtsbefugnisse des beklag—

ten VA° auf die Rechtskontrolle beschränkt° Zu Unrecht hat das

beklagte VAO den Beschluß des Vorstands der Klägerin vom 15° No—

vember 1954 insofern beenetendet, als er die Gewährung von Weih—

nachtsgratifikationen en DO„—Anbestellte vorsieht° Weder ver-

stößt dieser Beschluß ge5en die für Beamte von Körperschaften

geltenden Angleichungsvorschriften der @@22, 23 LBeSG; denn

Doc—Anbestellte sind keine Beamtcno Koch verletzt der beansten—
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dete Vorstandsbesehluß Satzungsrecht in Gestalt der Dienstord—

nung der Klägerin? die als revieibles Recht uneingeschränkt
auf ihre Anwendung im vorliegenden Streitfall nachzuprüfen

ista Die Dienstordnung enthält zur Frage der Weihnachtsgra—
tifikationen weder gebietende noch versagende Bestimmungeng

Auch besteht kein Grundsatz‚ daß sich die Besoldung der Do.—
Angestellten — im weitesten Sinn verstanden — schlechthin nach
den Bezügen der vergleichbaren Beamtengruppen richtet° Viel—

mehr war die Klägerin.nur gehalten, regelmäßig wiederkehrende

Bezüge durch den "Besoldungeplcn"‘— als Bestandteil der

Dienstordnung (@ 353 Abs° 1 EVO) — zu regeln„ Im vorliegenden
Fall handelt es sich jedoch bei dem beanstandeten Beschluß

des Kassenvoretands vom 15° November 1954 um eine einmalige,

sich auch der Höhe nach im Rahmendes Üblichen haltende Ge—
währung_v0n Weihnachtsgretifikationen aus Mitteln, die von
der Vertretervereammlung einmalig für diesen Zweck bereit—

gestellt waren: Demnach war die klagende Krankenkasse nicht

durch 9 353 Ab50 1 BVD daran gehindert, diesen Beschluß auch

ohne entsprechende Regelung in der Dienstordnung zu fassen(}

Der beenstandete Beschluß vom 750 November 7954 verstößt so—
mit nicht gegen Gesetz und Satzung„ Zutreffend hat daher das

LSGC die angefochtene Aufsichteanordnung des beklagten VAO

als rechtswidrig aufgehoben° Die Revisionen sind daher zu—
rückzuweisenf

Die Kostenentscheidung beruht_auf @ 195 Abs° 1 und 4 SGG°
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